Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1852 


Sachgebiet 533 


Vorblatt 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Verteidigungsausschusses) 


A. Problem 

Das Verfahren bei der Abfindung der Wehrpflichtigen, die Ein- 
kommen aus nicht selbständiger Arbeit haben, soll eine ein- 
fachere und raschere Auszahlung der Beträge gewährleisten. 

Die Abfindungsbeträge der Grundwehrdienstleistenden und 
Wehrübenden sind wegen der gestiegenen Lebenshaltungs- 
kosten und im Interesse einer Erhöhung der Wehrgerechtigkeit 
erhöhungsbedürftig. 


B. Lösung 

Verlängerung der Antragsfristen, Vereinfachung des Antrags- 
verfahrens bei der Abfindung von Wehrpflichtigen, die Ein- 
kommen aus nicht selbständiger Tätigkeit haben. 

Die seitherige Eingangsstaffelung in fünf Gruppen bei Leistun- 
gen für verheiratete Grundwehrdienstleistende bis zu 500 DM 
Nettoeinkommen wird in einer Gruppe zusammengefaßt. 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Jährlich 2,3 Millionen DM, davon 0,9 Millionen DM für die 
Anhebung der Mindestbeträge bei der Verdienstausfallentschä- 
digung für Reservisten. 
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A. Bericht des Abgeordneten Biehle 


I. Zum Gesetzgebungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 9. Dezember 1970 in erster 
Lesung behandelt und an den Verteidigungsausschuß 
federführend, den Haushaltsaussdiuß gemäß § 96 
GO, überwiesen. 

Der Verteidigungsausschuß hat die Novelle in sei- 
ner Sitzung am 21. Januar 1971 beraten und ein- 
stimmig unverändert gebilligt. 

Der Haushaltsaussdiuß wird seine Stellungnahme 
gesondert vorlegen. 

II. Zu einzelnen Bestimmungen 

1. Änderung von Verfahrens vor Schriften 

Artikel I Nr. 1 

Die Frist für die — stets notwendige — Beantra- 
gung von Unterhaltssicherungsleistungen lief bisher 
einen Monat nach Beendigung der Wehrübung ab. 
Sie hat sich besonders für die selbständigen Berufe 
als zu kurzfristig erwiesen und wird nun auf drei 
Monate verlängert. 

Artikel I Nr. 2 

Die Unterhaltssicherungsleistungen für Wehr- 
pflichtige, die Einkommen aus nicht selbständiger 


Arbeit haben und nach § 46 des Einkommensteuer- 
gesetzes veranlagt werden, bemessen sich nach dem 
letzten Einkommensteuerbescheid. Praktisch bedeu- 
tete das, daß so um Jahre zurückliegende Einkom- 
men zugrunde gelegt wurden. Der Bemessungszeit- 
raum soll jetzt dem der nicht veranlagten Wehr- 
pflichtigen angeglichen werden. Die Vorlage einer 
Verdienstbescheinigung über die letzten 12 Monate 
vor der Einberufung bildet die Grundlage. Damit 
wird auch bei diesem Personenkreis der steigenden 
allgemeinen Einkommensentwicklung Rechnung ge- 
tragen. 

2. Materielle Leistungen 

Der Gesetzentwurf, dem diee Absichtserklärung 
der Bundesregierung im Verteidigungsweißbudi 
1970 zugrunde liegt, bringt eine Anhebung der Min- 
destbeträge für die allgemeinen Leistungen der 
Wehrpflichtigen bei Nettoeinkommen unter 400, — 
DM (Studenten, Arbeitslose usw.) und für Verdienst- 
ausfallentschädigungen an Wehrpflichtige nach dem 
USG §§ 2 und 13 (vergleiche dazu die Tabellen, An- 
lagen 1 und 2). Die gestiegenen Lebenshaltungs- 
kosten machten diese Maßnahmen erforderlich. Da- 
her wurde die Notwendigkeit dieser Erhöhung im 
Ausschuß einmütig bestätigt, wenn auch Bedenken 
dagegen erhoben wurden, daß bei den allgemeinen 
Leistungen nur die untersten Gruppen bis 400 DM 
Nettoeinkommen berücksichtigt wurden. 


Bonn, den 11. Februar 1971 


Biehle 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksadie Ml / 1439 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 11. Februar 1971 


Der Verteidigungsaussdiuß 


Dr. Zimmermann 

Vorsitzender 


Biehle 

Berichterstatter 



